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435 . Bundesgesetz vom 2. Dezember 1971
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Oesterreichisch-Alpine Montangesell-

schaft

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die von der Oesterreichisch-Alpine
Montangesellschaft zur Durchführung von In-
vestitionsvorhaben und Rationalisierungsmaßnah-
men in den Konzernunternehmen im In- und
Ausland aufzunehmenden Anleihen, Darlehen
und sonstigen Kredite namens des Bundes die
Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 des allge-
meinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu überneh-
men.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 1330 Millionen Schil-
ling einschließlich Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 500 Millionen Schil-
ling einschließlich der Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 20 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in inländischer Währung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht

mehr als das Zweieinhalbfache des im Zeit-
punkt der Kreditaufnahme geltenden Zins-
fußes für Eskontierungen der Oesterreichi-
schen Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des Na-
tionalbankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 276/1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung nach
der Formel laut lit. d nicht mehr als das
Zweieinhalbfache des arithmetischen Mittels
aus den im Zeitpunkt der Kreditaufnahme
geltenden offiziellen Diskontsätzen in Bel-
gien, der Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, den Nieder-
landen, Schweden, der Schweiz und den
USA (New York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Liren, Japanischen Yen, Kanadischen Dol-
lar, Luxemburgischen Francs, Pfund Ster-
ling, Schwedischen Kronen, Schweizer Fran-
ken, US-Dollar oder in Rechnungsein-
heiten, die auf mehreren dieser Währungen
beruhen, erfolgt.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses ge-
mäß Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions-
oder Zuzählungsverluste, Begebungsprovisionen,
Werbe- und Druckkosten (Begebungskosten) vom
Bruttoerlös in Abzug zu bringen.
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(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2 lit. d
und e zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
maßgebend. Für die Gesamtbelastung bei An-
leihen sind vertraglich vorgesehene Tilgungsmög-
lichkeiten durch freihändigen Rückkauf nicht zu
berücksichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für Fi-
nanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 bis 4 über-
nommenen Haftungen über die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen vertrag-
lich vorgesehen ist und vom Schuldner in
Anspruch genommen wird oder zur Ver-
meidung einer Inanspruchnahme des Bun-
des aus der Haftung infolge unvorherseh-
bar eingetretener wirtschaftlicher oder finan-
zieller Schwierigkeiten des Hauptschuldners
geboten ist und der Gläubiger zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolon-
gierung die vertraglich vereinbarte Lauf-
zeit um nicht mehr als fünf Jahre über-
schritten wird und

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haf-
tungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf-
zeit nicht überschreiten.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

436 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. Dezember 1971 betreffend die Ratifi-
kation des Übereinkommens vom 5. Okto-
ber 1961 über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht durch

Belgien

Nach Mitteilung der Königlich Niederlän-
dischen Botschaft in Wien hat Belgien am
20. Oktober 1971 seine Ratifikationsurkunde

zum Übereinkommen über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht
(BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 397/
1971) hinterlegt.

Kreisky

437 . Vereinbarung zwischen dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-
reich und der Regierung des Fürstentums
Liechtenstein über die Durchführung der
Rückerstattung der im Abzugswege an der

Quelle erhobenen Steuern

Der Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich

und

die Regierung des Fürstentums Liechtenstein

haben zur Durchführung der Artikel 10
Absatz 2, 11 Absatz 2 und 12 Absatz 2 des am
5. November 1969 abgeschlossenen Abkommens
zwischen der Republik Österreich und dem Für-
stentum Liechtenstein zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermögen *) (im folgenden
„Abkommen" genannt) gemäß den Bestimmun-
gen des Schlußprotokolls zu diesen Artikeln fol-
gendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Als im Abzugsweg an der Quelle erhobene
Steuern im Sinn der Artikel 10 Absatz 2, 11
Absatz 2 und 12 Albsatz 2 des Abkommens, für
die gegenwärtig eine Rückerstattung gemäß
Absatz 3 in Betracht kommt, gelten derzeit:

a) die österreichische Kapitalertragsteuer samt
Zuschlägen im Gesamtbetrag von 19•6 Pro-
zent und

b) die in Österreich von Lizenzgebühren im
Abzugsweg erhobene Einkommensteuer
(Körperschaftsteuer) samt Zuschlägen im
Gesamtbetrag von 22•3 Prozent

(österreichische Abzugssteuern).

(2) Der Anspruch auf Entlastung von den
österreichischen Abzugssteuern, der einem im
Fürstentum Liechtenstein wohnhaften Einkom-
mensempfänger zusteht, bezieht sich auf den
Betrag der Abzugssteuern samt Zuschlägen, der
das in den Artikeln 10 Absatz 2, 11 Absatz 2 und

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 24/1971
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12 Absatz 2 des Abkommens genannte Ausmaß
übersteigt.

(3) Die Entlastung erfolgt durch Rückerstat-
tung.

Artikel .2

(1) Der Empfänger von Einkünften im Sinn
der Artikel 10, 11 und 12 des Abkommens, die
in Österreich einer im Abzugsweg an der Quelle
erhobenen Steuer unterliegen, hat Anspruch auf
Rückerstattung dieser Steuer in dem im Artikel 1
Absatz 2 bezeichneten Ausmaß, sofern

a) er im Zeitpunkt der Fälligkeit der Ein-
künfte seinen Wohnsitz im Sinn des Arti-
kels 4 des Abkommens in Liechtenstein hat
und

b) nicht gemäß Artikel 26 des Abkommens
von der Anwendung des Abkommens aus-
geschlossen ist.

Artikel 3

(1) Der Rückerstattungsanspruch ist bei der in
Artikel 4 Absatz 3 bezeichneten österreichischen
Steuerbehörde über die Liechtensteinische Steuer-
verwaltung geltend zu machen.

(2) Der Antrag ist innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
besteuerten Einkünfte fällig geworden sind, in
zweifacher Ausfertigung auf Formular R-A 2
(Kest) beziehungsweise R-A 2 (Liz) für die Rück-
erstattung der österreichischen Abzugssteuern bei
der Liechtensteinischen Steuerverwaltung in
Vaduz einzureichen.

(3) Entstehen im Lauf eines Kalenderjahres
mehrere Rückerstattunigsansprüche, so sind sie
zusammen in einem Antrag geltend zu machen.
Ansprüche aus mehreren Jahren können in
einem Antrag zusammengefaßt werden. Für die
Rückerstattung österreichischer Abzugssteuern
sind gesonderte Anträge einzureichen, soweit
diese Steuern in Österreich vom Ertragsschuldner
nicht an dasselbe Finanzamt abzuführen waren.

Artikel 4

(1) Die Liechtensteinische Steuerverwaltung
überprüft das Vorliegen der Voraussetzungen
des Rückerstattungsanspruches im Sinn der Arti-
kel 1, 4, 12 Absatz 2 und 26 des Abkommens
und stellt darüber die in Betracht kommenden
Bescheinigungen aus.

(2) Die Liechtensteinische Steuerverwaltung
sendet die zweite Ausfertigung des Antrages mit
den entsprechenden Bescheinigungen an das Bun-
desministerium für Finanzen in Wien.

(3) Die Entscheidung über den Antrag und die
Durchführung der Rückerstattung obliegt in
Österreich dem Finanzamt, an das die einbehal-
tenen Steuerabzugsbeträge durch den Schuldner
abzuführen waren.

Artikel 5

(1) Das in Artikel 4 Absatz 3 bezeichnete
Finanzamt prüft den Antrag auf seine Berech-
tigung und seine Richtigkeit sowie darauf, ob der
behauptete Steuerabzug tatsächlich erfolgt ist.
Notwendige ergänzende Auskünfte und Beweis-
mittel holt es direkt beim Antragsteller ein.

(2) Es gibt seine Entscheidung dem Antrag-
steller direkt bekannt und überweist ihm, vor-
behaltlich der Verrechnung mit allfälligen
Steuerrückständen, den Rückerstattungsbetrag ge-
mäß den Vorschriften über den Zahlungsverkehr
an die im Antrag angegebene Adresse.

Artikel 6

(1) Wird ein Antrag ganz oder teilweise ab-
gewiesen, so wird die Entscheidung mit einer
Begründung und mit einer Rechtsmittelbelehrung
eröffnet, wobei die Regierung des Fürstentums
Liechtenstein keinen Einwand dagegen erhebt,
daß die Zustellung durch eingeschriebenen Brief
erfolgt.

(2) Gegen Entscheidungen des Finanzamtes
(Artikel 4 Absatz 3) kann innerhalb eines Monats
von der Zustellung der Entscheidung an bei der
Finanzlandesdirektion Berufung eingebracht wer-
den. Gegen die Berufungsentscheidung kann in-
nerhalb von sechs Wochen von der Zustellung
an Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof in
Wien erhoben werden.

Artikel 7

Die Liechtensteinische Steuerverwaltung wird
das Bundesministerium für Finanzen in der Ver-
hinderung mißbräuchlich beantragter Rück-
erstattungen dadurch unterstützen, daß sie ihm
Feststellungen über unrichtige Bescheinigungen
unverzüglich zur Kenntnis bringt.

Artikel 8

(1) Diese Vereinbarung tritt 60 Tage, nachdem
sie von den beiden Seiten unterzeichnet worden
ist, in Kraft.

(2) Diese Vereinbarung kann im gegenseitigen
Einvernehmen jederzeit auf schriftlichem Weg
zwischen dem Bundesminister für Finanzen und
der Regierung des Fürstentums Liechtenstein ab-
geändert oder ergänzt werden. Abänderungen
und Ergänzungen treten 60 Tage nach ihrer
Unterzeichnung in Kraft.
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(3) Die Vereinbarung kann von einer der
beiden Parteien mindestens sechs Monate vor
Ablauf eines Kalenderjahres gekündigt werden;
sie erlischt im Falle einer solchen Kündigung mit
Ablauf des Kalenderjahres. Rückerstattungs-
anträge, die der Einreichungsbehörde (Ar-
tikel 3 Absatz 2) vor diesem Zeitpunkt über-
geben worden sind, werden indessen noch nach
dem in der vorliegenden Vereinbarung vorge-
sehenen Verfahren erledigt. Sobald eine Kün-
digung erfolgt ist, sollen unverzüglich Verhand-

lungen über den Abschluß einer neuen Verein-
barung aufgenommen werden.

Wien, 27. September 1971
Vaduz, 12. Oktober 1971

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich:

Hammerschmidt eh.

Für die Regierung des Fürstentums Liechtenstein:
Hübe eh.

Kreisky

438 .
Erklärung der Republik Österreich über die Nichtanwendung des Anhanges 1 des
Genfer Abkommens über den Straßenverkehr sowie Kündigung der in der Europäischen
Zusatzvereinbarung zum vorgenannten Abkommen enthaltenen Ergänzung zu diesem

Anhang 1 durch die Republik Österreich

Der Bundespräsident erklärt hiemit im Namen der Republik Österreich gemäß Artikel 2 Ab-
satz 1 das am 19. September 1949 in Genf unterzeichneten Abkommens über den Straßenverkehr,
daß Österreich den Anhang 1 dieses Abkommens künftig nicht anwenden wird und kündigt im
Namen der Republik Österreich gemäß Artikel 3 der am 16. September 1950 in Genf unterzeich-
neten Europäischen Zusatzvereinbarung zum Abkommen über den Straßenverkehr die in Artikel 1
der letztgenannten Vereinbarung enthaltene Ergänzung zum Anhang 1 des vorgenannten Abkom-
mens.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Erklärung samt Kündigung vom Bundespräsidenten
unterzeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel
der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 27. August 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die vorliegende Erklärung ist am 15. Oktober 1971 beim Generalsekretär der Vereinten
Nationen hinterlegt worden.

Die von dieser Erklärung betroffenen Bestimmungen des Genfer Abkommens über den Straßen-
verkehr und der Europäischen Zusatzvereinbarung hiezu sind in BGBl. Nr. 222/1955 kundgemacht.

Kreisky


